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Exproprlatlon von Steinbrüchen zu deren zeitwelligen Aus⸗ 
wirgung für Giſenbahnbauten. Von Dr. Guido Schofjerer, kk 
Flnanztalh bei der Finanzprveurakur in Wien. 

Mittheilungen aus der Prazis! 

Die formelle Mangelhaftigkeit ber Geimatjheinboeumentes iſt an ſich nicht geeiguet, 
einen im Sinne des $ 35 dei Heſmatgeſezeg begründel ausgeſtellten Heiinab⸗ 
ſchein ungillig zu machen. 

Auch der Umſtand daß bie Anrichlung des Wildſchadeng lediglich un Folge eines eln. 
getretenen Elementar- Greſgniſſe (außerordentlſcher Zufall) möglich gemacht 
wurde, alterlrt nicht die Verpflichtung des Jagdberechtigten zum Erſaßze des 
vollen Schadens. 

Bekrefſeud die Bermeibung des Erfenutulffes auf „Beeifpredhung wegen Unzuläng ⸗ 
li der Beweismittel” bei den Straferkenntülſſen der polltiſchen Be: 
hörden 

Verordnungen. 

Perſonalſen. 

Erlebigungen 


Erpropriation von Steinbrüchen zu deren zeitweiligen 
Ausnitzung für Eiſenbahnbauten. 


Von Dr. Guido Schoſſerer, k. e bei der Fmanzprocuratur in 
fen. 


Iſt nach den dermalen in Auſehung des Exproprlationgrechtes 
beſtehenden geſeglichen Vorſchriſten die Expropriation eines Stein⸗ 
bruchetz zum Behufe der zeitwelligen Beufttzuug, beziehungsweiſe Ent⸗ 
eignung desſelben durch Verwendung der in bemfelben vorkommenden 
Steine bei den von einer Privafeiſenbahn zu führenden Bauten 
zuläſſig? 

Unſer ganzes Expropriationsrecht fußt auf dem § 365 g. b. 
G. B. der da lautet: „Wenn es das allgemeine Beſte erheiſcht, 
muß ein Mitglied des Staates gegen eine angemeſſene Schadlos⸗ 
haltung ſelbſt das vollſtändige Eigenthum einer Sache 
abtreten“ 

Die geſetzlich nothweudige Vorausſetzung einer jeden Exprppria⸗ 
tion iſt nun zuvörderſt die, daß „das allgemeine Beſte dieſelbe er⸗ 
heiſcht“ oder, wie das Hofkanzleidecret vont 10. Febrnar 1834 (pol 
Gef. Sammil. 62. Bd., S. 22) ſich ausdrückt, daß erwieſene offent⸗ 
liche Rückſichten dieſelle nothwendig machen. Iſt dieſe Votausſetzung 
in einem ſpeciellen Falle vorhanden, worüber jedesmal die competente 
Behörde ſorgfältig zu prüfen und relflich zu erwägen haben wird, jo 
iſt es wohl außer Zweifel, daß im Allgemeinen ſich aus dein § 365 
a. b. G. B auch die zeitliche Benützung reſp. Enteignung eines 
Steinbruches im Expropriaklonswege rechtfertigen läßt, da ja nach 
dem bezogenen Paragraph der Eigenthümer ſelbſt zur Abtretung bes 
vollſtändigen Eigenthumes einer Sache, daher auch uniſomehr und 
um fo gewifſer zu einer nur thellweiſen Beſchränkung feines Eigenthums⸗ 
rechtes, zu einer Aufgebung desſelben für eine beſtimmtte Zeit verhalten 
werden kann. 


Hieber kommt nun aber noch zu erwägen, daß der § 365, 
a. b. G. B. eine Ausnahme von dem allgemeinen Grundfatze, daß 
Niemand den Eigenthümer in der Angfbung ſefner Eigenthumsrechte 
und ſpeciell in feinem Beſige elgenmaͤchtig ſtören dürfe, enthält, und 
eine ausnahmsweise geſetzlich zuläſſige Beſchränkung des Eigenthums⸗ 
rechtes normfrt, daher jedenfalls ſtrenge auszulegen iſt, und ferners 
daß dieſer Paragraph nur im Allgemeinen das Princlp von der Ans 
läſſigleſt der Expropriaſion überhaupt für gewiſſe Fälle ſtatuirt, daß 
aber erſt ſpäter auf Grund und in weiterer Autzfühenng dieſer Ges 
fepeöftelfe ſpecielle Vorſchriften über die Zuläſſigfeſt der Expropriation 
in einzelnen Fällen und über das hiebei zur Anwendung kommende 
Verſahren erlaſſen worden find, und daß bei der Frage, ob in einem 
einzelnen Falle die Exproptigtion ſtaktfinden könne, eben auch die 
Spectalgeſetze zur Berlickſichtigung zu kommen haben 

Die wichtigſten allgemeinen Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit 
der Expropriation bei Eiſenbahubauten enthalten das Hofkanzleidecret 
vom 30. Juni 1888 (pol. Ge, Samml. Bd. 66, S. 247) deſſen 


Inhalt a auch in das Juſtiz⸗Hofderret vom 3. September 


1838 ( 
das mit dem Hoff. Präs. Erlaſſe vom 6. September 
lautende Juftizj⸗Hofdecret vom 8. November 1842, 3, 654 J. G. S., 
endlich die Verordnung des Miniſterjunſs für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Bauten vom 14. September 1854, 3 238 R. G. Bl. 
Außerdem enthält dieöfälfige Normen wobl auch noch die Verordnung 
der k. k. Miniſterien des Innern, der Justiz und des Handels vom 
8. December 1855, R. G. Bl. 213, welche das Verfahren Det 
Grunderulbſungen für Staatseiſeubahnbauten regelt, — welche Ber 
ordnung aber bloß für Tirol und Vorarlberg erlaſſen wurde. 

Eiu anderez diesbezügliches Geſetz von allgemein geltender 
Wirkſamfeit und eingreifender Bedeutung tft mir nicht bekannt. 

Nachdem nun das Hofkanzleideeret vom 23. December 1841 
(pol. Gef. Samml. Bd. 69, 3. 145) die Menbahnen zwiſchen 
Staats- und Pripateiſenbahuen unterſcheidet, nachdem dieſe Nuter⸗ 
scheidung gewiß auch noch gegenwärtig, weungleich in einem etwas 
anderen als dem von dem letztbezogenen Hofdecrete gebrauchten Sinne 
beſteht und zwar in dem Sinne, daß der natürliche Emtheilungs⸗ 
grund darin beſteht, ob die betreffende Bahn im Eigenthume des 
Staates oder von Prwaten ſich befindet, ſo entſteht ſchon die Frage, 
ob ſtreuge genommen diejenigen Beſtimmungen, welche eigentlich 
nur für Staatseſſenbahnen erlaſſen wurden, auch bei Banken der 
Privateiſenbahnen zur Anwendung gebracht werden können. Dies gilt 
mäbelondere von dem obbezogenen Hofkammer ⸗Präſtdialerlaſſe vom 
6. September 1842 und es würde demnach, da anch das Hoffauz⸗ 
leidecret vem 30. Juni 1838 (pol. Geſ. Samml. Bd. 69, S. 247), 
welches die Beſtimmungen über das bei Eſſenbahnen zu beobachtende 
Conceſſionsſyſtem enthält, als das frühere Geſetz durch die Verord⸗ 
nung vom 14. September 1854, 3. 238 R. G. Bl, betreffend die 
Erteilung von Conceſſionen für Privat⸗Eiſenbahnbauten, welche 
letztere übrigens mit demſelben in Weſenhelt ganz ähnlichen Inhaltes 
iſt, außer Wirkſamkeit geſeßt erſcheint, eigentlich nur diefe letzteillrte 


uft. Gel. Saminl. 8. 282) aufgenommen worden iſt, ferner 
1842 gleich⸗ 
54 J. 


Verorduung als bei Beurtheflung der anfyeftellten Frage maßgebendes 
Geſetz erübrigen. 

Dieſes Geſetz geftattet die Expropriatton 1 in Anſehung jener 
Näume, welche zur Ausführung der Unternehmung unumgänglich noth⸗ 
wendig erkaunt werden, 2 zum Zwecke der zeitlichen Benützung 
fremden Eigenthums, welches die Unternehmung behufs des bewilligten 
Eiſenbahnbaues unumgänglich nothwendig hat. N 

Aus dem Aufamnenhauge der Worte bürfte wohl zweifellos 
zu eutnehmen fein, daß ber Geſetzgeber an der erſten Stelle nur 
jene Nunte, nur jenen Grund und Boden vor Augen, hat, der, ab⸗ 
gefehen von ſeiner inneren Eigenfchaft, abgefehei vou dem Umftaude 
ob er verbaut iſt oder nicht, unmittelbar, das iſt in der Art zum 
Eiſenbahnbaue unumgänglich nothwendig iſt, daß über diefen Raum 
oder Grund die Bahn ſelbſt zu laufen hat, oder ein zu dieſer Bahn 
gehöriger Bau zu ſtehen kommt. 

Anlangend den zweiten in dem Ebenbahneoneeſſtonsgeſetze er⸗ 
wähnten Fall, jo ſcheint der Ausdruck „zeitliche Benützung fremden 
Eigenthumge darauf hinzudeuten, daß die fremde Sache, der fremde 
Grund ohne weſenfliche Verschlechterung, Verringerung oder Ver⸗ 
änderung der Subſtauz zum Behufe des Eiſenbahnunteruehmens ver⸗ 
wendet werden dürfe, damit er in eben demſelben Zuſtaude wieder 
zurückgeſtellt, oder doch mit Verwendung des Entſchädigungsbetrages 
in dieſen Inſtand rückverſetzt werden könne, Für dieſe Auslegung 
ſcheint auch die in dem früher bezogenen Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſeze 
vom 30. Juni 1838, welches offenbar dem im Jahre 1854 für 
Privaleifenbahnen erlaſſenen Conceſſionsgeſetze zu Grunde liegt und 
welches legtere naturgemäß aus demſelben erläutert werden muß, 
dietzfällig gebrauchte Autzdeuckzweiſe zu ſprechen. 

In dieſem Decrete, welches großentheilg fogar wörtlid, mit dem 
gegenwärtig geltenden Gonceſſionsgeſetze übereinstimmt, wird, während 
der oberwähnte erſte Fall, in welchem die Erpropriation geftattet 
wird, mit vollkounmen gleichlautenden Ausdrücken einen wird, in 
Anſehung des zweiten Falles folgende Ausdrucksweiſe gebraucht: „Auf 
gleiche Art iſt auch für die bloß vorübergehende Benützung bed 
fremden Eigenthums dem an dem Gebrauche feines Sigenthumes 
gehinderten Privaten die angemeſſene Vergütung zu leiſten“ 

Da in letzterem Geſeße gleichwie in A derſelbe Ausdruck: 
„Benügzung des fremden Eigenthumg“ gebraucht wird. und nur der 
Unterfchieb hefteht, daß in dem einen Geſetze von einer „hloß vor⸗ 
übergehenden“ in dem anderen von einer „zeitlichen“ ſolchen Be⸗ 
nügung die Rede tft, fo iſt wohl anzunehmen, daß das neue Con- 
cefftonägefeh in dieſer Beziehung in der Weſenheit keine Neuerung, 
feinen neuen oder anderen Expropriationsfall einführen wollte. Da: 
gegen bietet der in dem früheren Gejepe vorkommende Anhang, daß 
„dem an dem Gebrauche feines Eigenthums gehinderten 
Privaten die Vergütung zu leiſten iſt (welcher Zuſag in dem neuen 
Geſetze wahrſcheinlich aus dem formell correcten Grunde, daß an 
dieſer Stelle bloß von der Frage, in welchem Falle ein Expropria⸗ 
ſionserkenntniß zu fällen iſt, nicht aber auch von der diesfalls zu 
ſeiſtenden Entſchädigung gehandelt werden ſoll, nicht enthalten ft), 
einen weiteren Anhaltspunkt für die Annahme der obigen Auslegung 
der Worte: „Benützung des fremden Eigenthums“, indem daraus ges 
ſchloſſen werden kann, daß der Cigenthümer ſich allerdings gewiſſe 
Beſchränkungen in der Benützung ſeines Eigenthumes gefallen laſſen 
müſſe, ja daß er ſelbſt in dem Gebrauche feines Eigenthumes ges 
hindert werden könue, daß aber das betreffende Object dennoch immer 
fein Eigenthum verbleiben müſſe, daher eine auch nur zeilweilige 
„Enteignung“ feines Eigenthunts hiemit begrifflich und principfell 
ausgeſchloſſen erscheine. Beiſpielsweiſe wird ſich alſo jedenfalls der 
Eigenthümer gefallen laſſen müſſen, daß ſein an den zu der Eiſen⸗ 
kahn gehörigen Complex anſtoßender Grund während bes Baues, ſpeciell 
während des Baues eines Bahnhofes oder eines anderen Gebäudes zur Ab⸗ 
lagerung oder Aufſchichtung des nöthigen Materiales, der erforderlichen 
Geräthſchaften u. dgl. verwendet werde. Es kann vielleicht fein Beſitzthum 
dadurch einen Schaden erleiden, er kann vielleicht auf dieſe Welſe in den 
Erträgniſſen feines Gutes einen Abbruch erleiden; für dieſen wird ihm 
aber daum die angemeſſene Entſchädigung zu leiſteu fein, aber in 
ſeiner Weſenheit in feinem Beſtande wird fein Eigenthum dabei nicht 
alterirt. 

Etwas auderes dagegen iſt es allerdings, wenn eine Eiſenbahn 
die Exproprtation eines Steinbruches für eine gewiſſe Zeit zum 
Zwecke der Benüßung der Steine bei dem Bahnbau beanſprucht weil 


durch eine derartige Benützung die Sabſtanz des Steinbruches ſelbſt, 
fomit das freinde Eigenthum ſelbſt augegriffen wird, und der Aus⸗ 
druck Benützung der freuden Sache ſich wohl nur bei einer ziemlich 
werten Begriffsausdehuung auf einen Act, der einer faetiſchen Ent⸗ 
eignung zwar nicht fo ſehr der Zeit nach als vielmehr der Materie 
felbft nach gleichkommt, anwenden läßt. Der Umſtand, daß auch hier 
ebenſo wie in einem anderen Falle der Schade, der hiedurch dem 
Eigenthümer erwächst, ermittelt und dem Eigeuthümmer vergütet werden 
könnte, kommt bier nicht in Betracht, weil es ſich eben hier nicht 
darnm, ob der Eigenthümer feine enſſprechende Entſchädigung erhält 
oder überhaupt erhalten fung, ſondern ob eine derartige Erproprig⸗ 
tion überhaupt und principiell erwirkt werden könne, handelt. 

Die bisherige Erörterung zeigt, welche nicht zu umterſchägzende 
Gründe für eine negative Beantwortung der aufzeſtellten Frage auge⸗ 
führt und geltend gemacht werden konnen. 

Deßungeachtet glaube ich mich für die gegentheilige Anſchaunug 
entſcheiden zu ſollen. r 

Es muß hier vor Allem darauf hingewieſen werden, daß die 
bisher über das Expropriationgrecht erlaſſeuen Vorſchriften überhaupt 
höchſt mangelhaft und läckenhaft ſind, daß größtentheils außer ben 
iu einzelnen Fällen ergangenen Entſcheidungen bloß Specialgeſeße 
erlaffen worden find, die wieder theils nur einzelne Kronländer betreffen 
und zumeiſt und zunächſt nur zu dem Zwecke erlaſſen worden find, 
um das einschlägige Verfahren und die Frage der zu leiſtenden Ent⸗ 
schädigung zu regeln. 

Verfolgt man nun den Gang unſerer Geſetzgebung, To findet 
man, daß zur Herſtellung von öffentlichen Straßen die zeifweiſe 
Autznüzung eines fremden Steinbruches im Expropriationgwege wohl 
als geſeßlich zuläſſig angeſehen werden müſſe, well, wenugleich dies 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt, doch in mehreren Verordnungen, 
namentlich in dem Hofdeerete vom 11. October 1821 (p. G. ©. 
Bd. 49, Nr. 151) die Frage, welche Eutfchädigung in einem ſolchen 
Falle zu leiſten ſek, erörtert wird, daher die Zuläfſigkeit einer folchen 
Erpropriation beim öffentlichen Straßenbau notwendig voraus⸗ 
geſetzt werden muß. 

In der mittelſt Juſtiz⸗Hofdecret vom 8. November 1842, 
8. 654, veröffentlichten Inſtruction über das bei Grundeinlöſungen 
für die Staatseiſenbahnen zu beobachtende Verfahren wird ſohin 
im § 1 erflärt, daß bei Einlöſung der Gründe für die Stgatseiſen⸗ 
bahnen int Weſentlichen die nämlichen Grundſätze Anwendung zu 
finden haben, welche bet den Grundelnlöſungen für öffentliche Straßen 
vorgeſchrieben find. 

Werden nun einmal die Beſtimmungen des Expropriatious⸗ 
rechtes für den Straßenbau auch bei Staatseiſenbahnen als geltend 
angenommen, wird weiterhin erwogen, daß nicht abzuſehen ſei, weß⸗ 
halb das für Staatseiſenbahnen Geltende bet dem Vorhandenſein ber⸗ 
ſelben ratio le gis nicht auch auf Privatelſen bahnen zur An⸗ 
wendung gebracht werden ſolle, iusbeſondere als ſchon mit Rückſicht 
auf die Staatsſubventionen und auf den ſelnerzeltigen Uebergang der 
concefftowirten Bahnen in dad Staatseigenhum, der Staat ebenfalls 
als Intereſſent der Bahn erſcheint, — und daß abſolut gar kein 
Grund zu einer Unterſcheidung der Staatsbahnen von conceſſtonirten 
mit dem Erpropriqtlonsrechte verſehenen Privatbahnen in dieſer 
Beziehung vorliegt, fo muß man zu dem Reſultate gelangen, daß 
eben auch bei Privakeſſenbahnen die zeitliche Ausnügung eines ſremden 
Sieinbruches im Wege des Exproprigttonsverſahrens zugelaſſen were 
den könue. 

Nach dem Geſagten dürfte es kaum zweifelhaft ſein, daß der 
Geſetzgeber in der That die Abſicht gehabt habe, die für die Expro⸗ 
priatjon bei öffentlichen Straßen⸗ und Waſſerbauten geltenden Ber 
ſtimmungen auch auf die Expropriation bei Staats-, und ſodaun auch 
bei Privateiſenbahnen als geltend zu erklären. 

Hiebei muß auch noch als weſentlich erwähnt werden, daß die 
(jet natitlich außer Wirkſamkeit gekommene) Miniſterkalverordnung 
vom 21. April 1857, 3. 82 R. G. Bl,. für die ungarkſchen Länder 
nur die in den diesseitigen Ländern bereits zerſtreut beſtehenden 
einzelnen Vorſchriften ſammeln wollte nud nach dem Inhalte diefer 
Verordnung gleichfalls die Exproprigtion zur Ausbeutung eines Stein: 
bruches erlaubt erſcheint 
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Mittheilungen aus der raxis. 


Die formelle Mangelhaftigkeit des Heimatſcheindocumentes Mau 
ſich nicht geeignet, einen im Sinne des $ 35 des Helmatsgeſetzes 
begründet ausgeſtellten Heimatſchein ungiltig zu machen. 


Gincomo P. hatte vom Jahre 1848 bis zu feinem Tode im 
Jahre 1870 in Roveredo ſich aufgehalten, wohin er 1848 von Bo⸗ 
ſeniind im Bezirfe Borgo überſiedelt war. Anläßlich der Volkszählung 
im Jahre 1853 zum Nachweiſe feiner Zuſtändigkeit aufgefordert, prä⸗ 
ſentirte er einen Helmatſchein vom 24. Juli 1853, auf die Gemeinde 
Boſentino lautend. Von eben dieſer Gemeinde kam ihm 1858 auch 
die Heiratsbewilligung zu. 

Da die Gemeinde Boſentino den vom Stadtmagiſtrate Roveredo 
angeſprochenen Erſaß der Beerdigungskoſten pr. 4 fl. für Giacomo P., 
fowie die Uebernahme ſeiner unverſorgten Kinder verweigerte, weil 
Giacomo P. nicht mehr nach Boſeutind zuſtändig, ſondern in Folge 
ſtillſchweigender Duldung feines langjährigen ununterbrochenen Anfent⸗ 
balteß in Roveredo heimatsberechtigt geworden ſei und nachdem der 
Bezirkshauptmaun von Borgo ſich gleichfalls für die Zuſtändigkeit 
desselben uach Roveredo ausgeſprochen hatte, gelangte die Augelegen⸗ 
heit vor das Forum der f. E Statthaltereiabihellung in Tr. welche unterm 
21. Febr. 1871, 3.1117, entſchied, daß Giacomo P. nach 8 12, lit. b 
des proviſorfſchen Gemeindegeſezes vom Jahre 1849 in der Gemeinde 
Roveredo zuſtändig ſei, in welcher Zuſtändigkeit ihm auch die hintere 
bliebene Familie folge. Diefe Entſcheidung war dadurch mollvirt, 
„daß der dem Heimatswerber von der Gemeinde Boſentino unter dem 
24. Juli 1843 ausgeſtellte Heimatſchein nicht vorſchrifts mäßig 
von dem Pobeftk und einem Ausſchußmitgliede, ſondern nur von 
einem Gemeinderathe nuterſchrieben, ſomit ungiltig iſt, und der zur 
Erſizung der Zuſtändigkett erforderliche Zeſtraum durch dieſoh Heſmats⸗ 
document nicht unterbrochen wurde“. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurs des Magiſtrateh von 
Roveredo, welcher ſich hauptſächlich darauf ſtüßte, vaß ſeinerzeik Gia⸗ 
como P. int Jahre 1853 zur Beibringung eines Heimatsdocumentes 
aufgefordert worden fer, entfchled der k. l. Minifter des Innern unterm 
6. Mal 1871, 3. 5841, daß Glacomo P. dle Zuſtändigkeit in der 
Gemeinde Boſentino bis zu ſeinem Ableben beibehalten hat und 
folglich auch deſſen hinterbliebene Familie daſelbſt heimatberechtigt ist, 
„nachdem die Gemeinde Boſentino die Gilligkeit des dem Giacomo 
b, am 24. Zult 1853 ausgeſtellten Heimatſcheines nicht boſtreitet, 
vielmehr die Zuſtändigkeit dez Genaunten durch die bemfelben im 
Jahre 1858 ertheilte Ehebewilligung ausdrücklich anerkannt hat“. 

gg 


Auch der Umſtand, daß die Aurichtung des Wildſchadens lediglich 

in Folge eines eingetretenen Elementar⸗Greigniſſes (außerordent⸗ 

Hr Iufall) möglich gemacht wurde, alterirt wicht die Veryflich⸗ 
tung des Jagdberechtigten zum Erſatze des vollen Schadens“), 


Johann F., Beſitzer eines Bauerngutes zu K., gab bei ber 
Bezirkshanptmannſchaft zu Protokoll, daß in feine nächſt ſeinem Haufe 
befindliche eingezäunte Baumſchule für Obstbäume mittelſt eluer die 
Höhe der Enzäuuung erreichenden Schneeanwehung Hafen in dieſe 
Baumſchule gekommen feien und 152 Stück junger Bäume derart 
abgenagt hätten, daß fie abſterben müſſen. F. ſprach als Eutſchädi⸗ 
gung vom Jagdpächter Baron R. für jeden beſchädigten Baum 
30 kr. im Ganzen 45 fl. 60 fr. an. 

Der Vertreter des Jagdiuhabers erklärte bei der commiſſionelſen 
Verhandlung, er konne ſich zu einem Ausgleiche über den Schaden⸗ 
erfap nicht herbeilaſſen, nachdem die Beſchädigung der Bänme nur 
durch das Elementar⸗Ereiguiß der Schneeverwehung herbeigeführt 
wurde, welcher die Baumſchule in ihrer muldenförmigen Verfiefung 
ſehr ausgeſetzt ſei; es wäre dem Elgenthümer obgelegen, die Schnee⸗ 
maffen vom Zaune zu entfernen, um das Eindringen der Hafen zu 
verhindern. 


*) Dan vergl, bie Miithelung in Nr. 47, S 186 des heurigen Johr. 
ganges Dieler Zeſfſchrift. 


Der einvernomntene ſachwerſtäudige Oberförſter gab ſein Gut 
achten dahin ab, daß nur die Schneeverwehung init Rückficht auf die 
Lage der Banmſchule in einer muldenförmigen Vertiefung das Ein⸗ 
dringen der Haſen ermöglicht habe. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft entſchied hierauf, daß der Jagd⸗ 
tühaber zum Grfage des auf 45 fl. 60 kr. geſchätzten Wildſchadeus 
nicht verpflichtet ſei, „nachdem nachgewieſen und von dent Beſchä⸗ 
digten auch zngeſtanden wurde, daß das Eindringen der Hafen ju bie 
Baumſchule und ſomit die Beſchädigung der dortigen Obstbäume nur 
in Folge eines Elemenkarereigniſſes (einer Schueeverwehung) möglich 
gemacht wurde, wabei dein Jagdinhaber umſoweniger ein Verſchulden. 
zur Laſt gelegt werden könne, als eine übermäßige Hegung des Wild⸗ 
ſtandes nicht nachgewieſen ſei, was auch daraus hervorgehe, daß der 
Beſchädigte nach feiner eigenen Ausſage bisher keinen Wildſchaden 
erlitten habe“. 

Die Statthalterei hob die bezirkshauptmannſchaftliche Entſchei⸗ 
dung auf und erkannte: „Baron N. ſei ſchuldig, dem F. den Wild⸗ 
ſchaden pr. 45 fl. 60 kr. zu erſetzen und die Commiſſionskoſten pr. 
12 fl. zu tragen; denn nach den beſtehenden Vorſchriften, insbeſon⸗ 
dere nach dem Staatsminiſterſalerlaſſe vom 21. Mai 1862, 3. 13.110, 
ſei der Jagdinhaber zum Exſatze aller Wildſchäden ohne Unterſchied, 
ob dieſelben in freien oder eingefriedeten Revieren angerichtet wurden, 
unbedingt verpflichtet. Dleſe Erſagpflicht könne durch den zufälligen 
Umſtand, daß die Anſammlung größerer Schueemaſſen in der bezeich⸗ 
neten Mulde dem Wilde im verfloſſenen Winter das Eindringen in 
die Baumſchule des F. ermöglicht habe, dann durch den weiteren Um⸗ 
ſtand daß der in eh das Wild keineswegs in übermäßiger 
Anzahl hegt, in keiner Weile alterirt werden“. 

Dem dagegen vom Baron R. ergriffenen Recurſe hat das Mi⸗ 
niſterium des Innern mit Entſcheidung vom 6. September 1871, 
3. 10.765, „and den im Geſetze begründeten Motiven der Statt: 
halterel-Enlſcheidung“ keine Folge gegeben. R 


Betreffend die Vermeidung des Erkenntniſſes auf „Tree rechung 
wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel“ bei den Straferkennt⸗ 
niſſen der politiſchen Behörden. 


Guigepen dem mne nb Erkenutniſfe, wornach 
Franz B. der Uebertretung des § 60, Abſaß 8 des Forſtgeſetzes 
ſchuldig erkannt und demgemäß auch verurtheilt wurde, hat die Landeg⸗ 
regierung denſelben „wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel“ von 
der 185 freigeſprochen und von der Tragung der Strafkoſten Jos⸗ 
ezählt. 

— Den Recurg des Beſchädigten gegen die Entſcheidung der Landes⸗ 
regierung hat das Mintfterinm des Innern ddo. 1. Anguſt 1871, 
3. 3583, zurückgewiefen, Rn zur eigenen Wiſſenſchaft der Landes⸗ 
regierung die Bemerkung beigefügt, „daß es ſich im Hinblicke auf 
das Gefeh vom 15. November 1867, Nr. 132 R. G. Bl, empfiehlt, 
ſich bei losſprechenden Straferkenntuiſſen der in der Entſcheidung der 
Landesregierung in Anwendung gebrachten Ausdrucksweiſe „Wegen 
Unzulänglichkeit der Beweſe mittel freigeſprochen“ zu enthalten und 
demnach in Fällen, in welchen wider den Augeklagten der rechtliche 
Beweis der Schuld einer ſtrafbaren Handlung nicht hergeſtellt und 
demnach mit der Schopfuug eines Strafurtheiles nicht vorgegangen 
werden kann, une auszusprechen, daß der Augeklagte von der ihm 
augeſchuldeten Handlung losgeſprochen werde“. rb. 


Verordnungen. 


Verordunng des Minſſters des Junern van 9, Auguſt 1871, 3. 11.175 Des 
treffend die Andilbung des Fenſter⸗ und Keſſelflickens (Schwarzklempnerei) Seitens 
der Bewohner des italieniſchen Diſtrietes Anronzo in den üſterr. Staaten. 


Sant einer ander gelangten Mittheilung des f. k. Finanz- Minſterknng ddo. 
29. Inti 1871, Nr. 34.206 Hat ſich daß 1. P. Handele Ministerium Aber die von hier 
aus zur Sprache gebrachte Frage, ob die den Bewohnern bes Diftrietes Auronlo 
gewährte Geſtattung zur Angitbung des Benfter- und Keſselflckens auch Jept nach I6- 
tretung Venetleus noch zu Recht beſlehe, in Mehereinflimmung mit ber hferoruigen 
Anſchauung dahin ansgeſprochen, daß e& nach dem Wortlante des öfterr.italien. 


Hondelsvertrages vom 28. April 1867 und nach dem Schlußprotstotte zu biefeus 
Vertrage (N. G. Bl. 1867, Nr. 108 und 110) die Aulaffmig der k. ſtalieniſchen 
Stontnngehörigen, alſo auch der Bewohner von Auronza, zune Betriebe des er. 
wähnten Gmverbögweiges ale ganz geſezlich anerkeune. 

Dan Finanz Miniſtertum ſchließt ſich dieser Auficht en und übermiltelke 
gleichzeitig. einen an die Finanz andesbehörken in Klagenfurt, Saibach, Salzburg, 
Linz, Innsbruck und Graz ergangenen und in Abschrift beilkegenden Auftrag wegen 
Beſtelerung der in den genannten Landern hernmziehenden Fenfler- und Keſſel⸗ 
fer ans Italien. 

Ich habe die Ehre, Euer . bievon mit dein Bemerken dur 
weiteren Verfügung in Kennkniß zu ſehen, daß die erwähnten Gewerbölenle ger 
halten find, ich bei jeder pofitifchen Btzirkabehörde, in deren Bereich fie ihrer 
Beſchäflignng nachgehen, zu melten, damit biefer Hieburch Gelegenheit geboten ſet, 
die polizeifiehen Räcklchten entfpzechenb wahrzunehmen nud fie in die Lage gefeht 
werbe, ſich zu fberzeugen, ob biefe Gewerboleute ihrer Verpflichtung zur doſung 
eines Elwerbſteuerſcheines nachgekommen find, um im getzentheiligen Falle deren 
Einbeziehung in die Erwerbſtener oder deren Hurſſckweiſung veranlafſen zu 
können. 


Erlaß des f. l. Finanz- Minifieriums au bie b. k. Finanz- Ofrectis · 
nen. 1. Klagenfurt, 2. L ibach, 8, Salzburg, 4. Finz. dann 3.6. 8. L. 
D. Graz und Fung hruck, do. Wien, 29 Juli 1871, Nr. 34.206. 

Mit Beziehung auf die Beſtjunnungen des oſterr stalten. Handelsverkrages 
yon 28 April 1807 und nach ben Schluß- Protokolle zu dieſem Vertrage (R. & Bl. 
1870, Me. 108 und 110) unterlſegt es und) der Gröffung dee k. k. Miniſterinnus des 
Innern und jenem für Haudel keinen Anſtande, daß den im Lande herumziehendeu Sans 
dere u. Keſſelflickern (Schwarzklempuern) aus dem itoljeniſchen Olſtricte Auxonzo, iu. 
ſoſerne dieſelben nach dem Juhglte Ihres Reiſepaſſes oder ihrer fonftigen Legitimationd- 
urkuude zu dem enefihnten Geſchäftoberriehe bevechtigt erſchelnen, dle Außubung des. 
selben geſtatket werde. 

In Bezug auf hre Erwerbſlenerpflicht find dieſelben ebenſo wie Hanſirer und 
die benielben gleichgehaltenen, In Mnherzielien zur Ausübung gelangenden Befchäf⸗ 
tigungsrechte, als: Muſſkanten, Komödianten, Sellkäuzer, Strazzenſammile, ſoferne 
dae Saunneln [fie eigene Rechung geſchſeht, u. dgl. zu behandeln. 

Bou bieſen Verfügung wurden auch das k. k. Minifterlum bed Innern und 
jenes für Handel in Keuutniß gefetzt, wornach die Diverfion im Efuvernehmen mit 
der L. k. Landesbehörde eutſprechend das Amt zu handeln hat. 


Erlaß des k. k. Houdels⸗Minſſleriunns vnn 24. Juni 1871, 3. 25.217, 

wegen Verſtanvignag der, General⸗Juſpecllon der Eiſcuvahnen bau Can 

miſſionen Aber geringfügige Be während der Elſeubahn⸗ 
faulen *). 


Cs wird die Anweiſung erthellt, daß die uit dem Erlaſſe vom 8, Februar 
1870, g. 25,599, den polftiſchen Bezickabehörden ertheilte Ermächkigung zur Ge⸗ 
nahmmigung geringfügiger Projeclsabänderungen während der Bauaueführung inı 
Sinne der Berelnfachung und Abkürzung das Verfahrens auch anf geringe Aen⸗ 
derungen in tem Bauftande der bereits im Belrielhe ſtehenden Bahnen, jedoch nur 
munter der Bedingung Auwendung findet, daß von jeder dieobezüglich eirg@keiteten 
commifjionellen Verhandlung vorher die k. k. Generel. Juſpection der österreichischen 
Eſſenbahnen verständigt werde, deren Ermeſſen es nach Beschaffenheit des con⸗ 
crelen Falles anheüm gegeben wird, hiezu einen Abgeordneten zu entſenden. Das 
Berfügte muß dem Ganbelömufterinun unverweilt angezeigt werbeu, 


Verordnung des Miniſteeinus der Innern vom 19. Jun 1871, 3. 8554, 

womit angeordnet wird, daß den zur Meife nach den kürkiſchen Laudern aus⸗ 

ſuſtellenden Neiſepäſſen die Clauſel beſzuſetzen il, daß die Paßträger ſich im 

Falle des Auſculhalles au einen Orte, wo ſich ein . k. Confulnranit befindel, 
ſich binnen 3 Tagen bei dieſem Amte zu melden haben. 


Die mid Miniſterial. Verorduuug von, 2. Hetember 1857, R. G. Bl. 284 kund. 
genachte Borſchriſt für die k. k. Goufilar-Memter in der Türkel zur Regelung dez Un. 
lerthans. Berhältuiſſes enthätt im $ 4 die Beftimmung, daß jeder oſterreichtſche Stratz 
bürger bel feiner Aukunſt au einem Orte der Türkei, wo ſich ein k. und k. Gonftuferonnt 
befindet, ich binnen 3 Tagen Bet biefem Aue zu metden, und gegen Hinterlegung 
ferne Reijedoennented ellen Anfenthallsſchein zu losen hat. — Die Unterlaffung 
dieher Meldung zieht nach S 30 dersecben Bernubuumg eine Ordrurgsſteafe nach fich 


) Vergl. Zeitschrift für Verwaltung vom Johre 1870, Nr. 14. S. 56. 
ruck der f. Wiener Zeitung. 
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Um die Reifenden hlerſiber zu belehren, pflegten Jonft die inckndifchen Behr. 
den Dei bes Alusſteſkung von Päſſen zur Meife nach den lürkiſchen Landern auf dem 
Dale ſelbſt bie Staufel beizuſezen, daß die Papkräger lei ihrem Ciwdrilte in die Tür. 
ei, Gegtehngömeife in die vereinigten Fürſtenthümer der Moldau und Wolachel 
u. J. w. ſich Binnen 3 Tagen bel der betreſſenden Conſulatbebörde unter fonfliger 
perfönticher Ahndung perföufich zu melden hallen 

Die ungarischen Behörden haben dieſe Yrayıs anffecht erhalten. Die k. k. Be. 
bbrden ber weſtlſchen Reichshäͤlfte find jedoch kant een Anzeige bes k. und k. Conſuls 
in Ibraila davon großtentheils abgegangen 

Da num die Evldenthaltung ber öſterr. ung. Staatöburger Seltend ber Con. 
ſulan⸗ Behörden einerjelts wegen de zu gewährenden Schuzes im Intereſſe der reien 
den Slantsangehsrigen gelegen it, andererſeitz aber auch die nländtſchen Behörden 
dabei kerheiligt find, indem selbe sehr häufig in der Lage find, die Autforſchung in der 
Zücket unb namentlich in den Donaufürfeutgfimern verwellender Inländer zu zent 
ilken, bechre ich wich Ener Hochwohlgeboren zu erſuchen, die Verfügung treffen zu 
woſlen, daß jebem inländischen, zur Reiſe nach den tikiſchen ändern ausgeſtellten 
Nelſepaſſe in elner befonberen Anmerkung ble oben angedentete Gfaufel Beigefeht werde 


Perſonalien. 


Selne Majeſtät haben mit a. h. Handſchreiten vom 28. November den Fürſten 
Adolf Auerſperg zum Mluſſterpräſtdenteu, den Freiherrn von Raijer zum Dii« 
nifter des Innern, den Dr. Banhand zum Handelsminiſter, den Dr. w. Ste 
mar zum Minlſter für Cultus und Unterricht, den Dr Lafer zun, Juftih. 
ninifter, Or. Unger zun Minifter ohne Portefeuille, und den Killer v. Chlumepky 
zum Ackerbanmluſſter ernannt. 

Seine Majeiiät haben den G. M. Freiherrn von Scholl von dem Poſten 
eines Randesverthelbignugsniuifters enthoben, nu mit der Leitung dieſes Mini: 
ſterlums den Obeiſten der Landwehr Julius Hon fi hetrant, 

Seine Majeſtät haben den Miniſter ohne Portefeullle Ritter v. Grocholski 
dleſes Poſteng enthoben. 

Seſue Maſeſtät hallen den geheimen Rath und Käuimever Friedrich Grafen 
v. Beuſt zum außerordentlichen Bolſchafter am k. großbrſtauniſchen Hofe ernannt. 

Seine Mafeſtüt balen die Gonceptdafpitanten Alfred Sch wart Rikler o 
Mahrenſtern, Theodor Grafen Zuchy, Agenor Grafen Goluchowekl, Dr 
Carl Ritter v. Helbter, Otto Grafen Brandes und Edmund Uoeſchnigg zu 
Geſaudiſchaftsgttache g ernannt. 7 

Seine Maſeſtät haben den geweſeuen propiſorlſchen Gereuten deg k. und k. 
Conſalates In Ghartum Martin Han af zum unbeſoldeten k und k. Conſul daſelbſt 
ersannt. 


Seine Majeftät paben ben Minifterinkfecretäiren im Haubelsniiniiterhm 
Joſeph Pollanetz und Dr. Helmid Ritter v. Wittek das Nitterkreng bes Franz: 
Joseph, Ordens verlieben. 

Seine Majeſſäl haben die Kann 4 des . k. Geuergleonſulcts in Pa- 
lermo und des ebenfalls effeutiuen Gonfutnte® in Ancona in Honorarümter gleichen 
Nauges, daun jene des effeckiven k. und 4. Conſulgteh zu Briadiſt in Houorar. 
Bicetonjnlat, ſowie die Erhebung des dermalſgen und k. HonoraBiceconfulated in 
Bart, zu elnen Hondrax-Conſulale genehmigt, und den Handelsmann Iguaz Flo rto 
zum Generalcgnſul in Palermo, dann den Conful Conle Branceseo Fepettt zum 
unbeſoldeten Conſul in Aucong, und den Viceconful Roberk Ritter v. Asten zum 
unbeſoldeten Conſul in Bart, ſowie deu Fabeſköbeſiher Sebaſttan Micei in Savonn 
dun Biceconfut dnjetstt ernannt, 

Seine Mafeftät bat dem im Dinifterium bes Aeußern in Verwendung ſtehenden 
Conſulaxeleven Dr. Vielor Hofſtaltner Edlen von Hofſteden⸗Hohenhof und 
Joſeph Ritter Maffattı v. Monte. Tretto den Titel und Rang von Hof. 
und Miniſtertalevnelpiſten tapfrei verliehen. 

Seine Majeftät Haben die Elnreſhung der bisherigen vier effectiven Micer 
conſülate zu Sulina, Games, Durozzo und Monafſer in den Slatus der effectiven 
. und k. Gonſulote und die Verſezung des derzeitigen k. und k,. Gonfntd in Brunbift 
Alois Bıscovich auf den nunmehrigen Conſulspoflen in Snlino genehmiget. und 
den Veeconful Peter O cuft in Monastir zum Gonſul bajetbft ernannt. 

Seine Dajeftät haben dem Miniſteriolrath tm genlelnſanmen Ptnanamıniyterum 
Carl Reralin Edlen v. Sonthauſen das Rilterkreuz des Leopold⸗Ordeus, und 
dem Oberfinangratbe und Vorſtande des Rechuungsdeparlements in dieſem Min! 
ilerium Jofeph Holzer den Orden der eifernen Klone III. Cl,, beiden topfrei 
verliehen. 

Seine Mafeftät haben dem friiheren Bürgermeſſter her Gemeinde Berg Mi⸗ 
chael Steger das goldene Verdlenſktrenz verliehen. 

Der Leiter des Minkſterſums des Innern hat den Bezirkshauptmann II. CI. 
Moriz Freiherrn Kru china v. Schwanberg zum Bezirkohauplmann J. Gl. in 
Steiermark ernannt. 


Erledigungen. 


Degree Gorftutticnienfeten Lei bet Solſburger Finanglanbeibiveclion 
mit 1 fl. 30 kr. Taggeld eventuell 1 fl, 618 10. December. (Aintsbl. Nr. 282,) 
Siranzwach⸗ Gonmſfärſtelle in Ober-Defterreich mit 700 ff, fährlich und Ne⸗ 
benbeziigen, bis 20, Derembher. (Amtebl. Nr. 283) 
Secundararztetzſtelle in der ned. Laudes⸗Jindelanſtalt in Wien mit 600 fl. 
fährlich und Motmralwahnung, bib 10. December. (Amteßl Nr 288.) 


Für den Druck veronworilcch C. Pifterl, 


